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Tagesordnung

8. Punkt: Erste Lesung: Antrag der Abgeordneten Dr. Eva Glawischnig, Kol​le​ginnen und Kollegen betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das Umwelt​ver​träglichkeitsprüfungsgesetz 2002, das Wasserrechtsgesetz 1959 und das Bundesluftreinhaltegesetz 2002 geändert werden (Gesetz über den Nachbar​schafts- und Umweltschutz bei landwirtschaftlichen Anlagen 2003) (40/A) 

191
Redner:

Dipl.-Ing. Wolfgang Pirklhuber 
192, 197

Erwin Hornek 

193

Mag. Ulrike Sima 

194

Dipl.-Ing. Elke Achleitner 

194

Franz Eßl 

195

Dipl.-Ing. Uwe Scheuch 

196

Klaus Wittauer 

196

Zuweisung des Antrages 40/A an den Umweltausschuss 

197

…Präsident Dipl.-Ing. Thomas Prinzhorn‡: Wir kommen nun zum 8. Punkt der Tagesordnung.

Wir gehen in die Debatte ein. 

Das Wort erhält zunächst die Antragstellerin, Frau Abgeordnete Dr. Glawischnig. (Abg. Dipl.-Ing. Pirklhuber gibt ein Zeichen in Richtung Präsidium.)
Das Wort erhält Herr Abgeordneter Pirklhuber. – Bitte, Herr Abgeordneter, Sie sind am Wort.

21.56

…Abgeordneter Dipl.-Ing. Wolfgang Pirklhuber‡ (Grüne): Sehr geehrter Herr Präsident! Werte Damen und Herren! Hohes Haus! (Abg. Mag. Molterer: Was ist jetzt, „Frau Glawischnig“?) In dem vorliegenden Initiativantrag der Grünen geht es um einige ganz wesentliche, zentrale Fra​gen des Umweltrechtes: der Umweltverträglichkeitsprüfung, des Wasserrechtsgesetzes und des Luftreinhaltegesetzes.

Bundesminister ist keiner mehr da – Herr ehemaliger Bundesminister Molterer! Wir haben da​mals schon viel darüber diskutiert. Sie erinnern sich, meine Damen und Herren: Bei der Um​weltverträglichkeitsprüfung wurden die Schwellenwerte wesentlich angehoben, die Schwellen​werte im Bereich der Massentierhaltung, in der Intensivtierhaltung.

In unserem Antrag versuchen wir, hier eine neue Diskussionsgrundlage in dieses Hohe Haus zu bringen (Abg. Auer: Was ist Massentierhaltung?), damit in Anpassung an bestehende andere EU-Regelungen endlich auch Österreich einen Schritt in die richtige Richtung geht, Kollege Auer. (Abg. Auer: Erkläre mir einmal, was ist Massentierhaltung?) Ich habe von Intensiv​tier​haltung gesprochen, und Sie wissen genau, was Intensivtierhaltung ist. (Ruf bei der ÖVP: Ein Bienenstock ist Massentierhaltung!) Intensivtierhaltung ist eine Tierhaltung, die massive Proble​me im Bereich des Düngermanagements, im Bereich der artgerechten Tierhaltung mit sich bringt und daher für die Umwelt und für die Tiere bedenklich ist. Kollege Auer, das wissen Sie ganz genau. Eine Legebatterie mit 20 000 Legehennen ist nicht tiergerecht, meine Damen und Herren, sie ist nicht artgerecht, und solche Anlagen müssen auf jeden Fall einer Umweltver​träglichkeitsprüfung unterzogen werden.

Lassen Sie mich auch klarmachen, warum das heute mehr denn je notwendig ist: weil wir bis 1994 ein Viehwirtschaftsgesetz hatten, Kollege Auer, das Tierbestands-Obergrenzen vorsah; bei Legehennen 10 000. Wir haben dieses Viehwirtschaftsgesetz geändert, wir haben keine Ober​grenzen mehr in dieser Form. Daher ist es notwendig, weil die bäuerlichen Betriebe, ganz wenige einzelne Betriebe, heute auch Anlagen ... (Abg. Auer: ... aber insgesamt eine Ober​grenze! – Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.) Lassen Sie mich vielleicht auch reden? Herr Präsident? – Weil heute Bauern und Bäuerinnen auch Anlagen errichten können, die längst nicht mehr artgerecht sind, die wesentliche Umweltauswirkungen haben und daher einer Umweltverträglichkeitsprüfung zu unterziehen sind.

Meine Damen und Herren! Detto ist im Rahmen des Wasserrechtsgesetzes die derzeitige Grenze von 3,5 Dünger-GVE eindeutig zu hoch. Wir haben im Umweltprogramm eine Grenze von 2,7 DGVE. Hier schlagen wir 2,8 Düngergroßvieheinheiten vor, um sozusagen noch eine ordnungsgemäße landwirtschaftliche Bewirtschaftung festzusetzen. Darüber hinausgehende Intensitäten sind einer entsprechenden Genehmigungspflicht zu unterziehen. Das ist an sich ganz klar und notwendig.

Im Bereich des Bundesluftreinhaltegesetzes geht es darum, auch bei Intensivtierhaltungs​betrieben die Abluft et cetera einer Umweltverträglichkeitsprüfung zu unterziehen beziehungs​weise die Ausnahmegenehmigung für die Landwirtschaft auszusetzen. Das ist notwendig, weil heute Anlagen durch Emissionen wie zum Beispiel Ammoniak-Emissionen sehr wohl massive Umweltbeeinträchtigungen verursachen können, auch Waldschäden, und die Versauerung von Boden ist ein Faktor. Das gehört nicht nur in einer Bauordnung geregelt und ist nicht nur im Rahmen einer Baugenehmigung durch die lokalen Behörden zu genehmigen, sondern das ist einer entsprechenden Umweltverträglichkeitsprüfung zu unterziehen.

Der Herr Präsident ist beschäftigt. Ich sehe, dass das Licht noch nicht leuchtet.

Wir werden also im Ausschuss weiterdiskutieren. Meine Damen und Herren, ich bin überzeugt davon, dass unsere Vorschläge sehr ausgewogen sind. Aber es sind Vorschläge, und wir sind zu dieser Diskussion bereit. Wir halten es für notwendig, dass diese Diskussion geführt wird, im Interesse der Konsumentinnen und Konsumenten, aber auch der Bäuerinnen und Bauern, weil Sicherheit gewährleistet sein muss – Sicherheit in Bezug auf die Planung, Sicherheit in Bezug auf die Gesundheit und auf die Umwelt. Daher erwarte ich mir eine interessante, spannende Diskussion im Ausschuss und hoffe, dass Sie einsichtig sind und uns in diesem Bereich entgegenkommen. – Danke schön. (Beifall bei den Grünen.)
22.01

…Präsident Dipl.-Ing. Thomas Prinzhorn‡: Nächster Redner ist Herr Abgeordneter Dipl.-Ing. Pirklhuber. Ihre Redezeit beträgt wunschgemäß 2 Minuten. – Bitte.

22.17

…Abgeordneter Dipl.-Ing. Wolfgang Pirklhuber‡ (Grüne): Ganz kurz: Herr Kollege Wittauer! Eines ist schon klar: Unsere Vorlage hat nichts mit Zwangsmaßnahmen zu tun, sondern ganz einfach mit der Einführung gewisser Umweltstandards, die europäische Norm sind beziehungs​weise in anderen Ländern umgesetzt sind, zum Beispiel in Deutschland oder auch in Frank​reich. (Beifall bei den Grünen. – Abg. Hornek: Das ist unrichtig!)
Nur als ein Beispiel: Die UVP-Pflicht in Frankreich – das Agrarland Nummer eins in Europa – ist bei Schweinen bereits ab 400 bis 450 Mastplätzen gegeben. Wir in Österreich haben die Zahl in der letzten Periode auf über 2 000 erhöht. Das ist aus unserer Sicht nicht zweckmäßig und nicht sinnvoll, daher unsere Initiative. (Weiterer Zwischenruf des Abg. Hornek.) Es geht darum, für die Landwirtschaft wirklich Sicherheit zu schaffen. Sicherheit bedeutet Akzeptanz vor Ort, bedeutet, dass im Rahmen einer Umweltverträglichkeitsprüfung die Anrainer auch das Recht haben, mit den Betroffenen und mit Fachexperten und Sachverständigen die Sache im Vorfeld abzuklären. 

Realität ist doch derzeit, dass sehr viele betroffene Bauern und Konsumenten oder BürgerInnen vor Ort in einem Konflikt leben, weil die Gespräche, die Diskussionen nicht geführt werden, Herr Kollege Grillitsch. Dafür setzen wir uns ein. Es ist wie gesagt eine Vorlage, ein Vorschlag, und ich hoffe, wir werden eine konstruktive Diskussion im Ausschuss dazu führen. – Danke. (Beifall bei den Grünen.)

22.18

…Präsident Dipl.-Ing. Thomas Prinzhorn‡: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Ich weise den Antrag 40/A dem Umweltausschuss zu.
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